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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: 
Eine KMU-Strategie für ein nachhaltiges und digitales Europa 

COM(2020) 103 final 

Der Bundesrat hat in seiner 989. Sitzung am 15. Mai 2020 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission die KMU durch die Förderung 

von Zentren für digitale Innovation (Digital Innovation Hubs – DIH) sowie die 

Nutzung von Digitalisierung und die Entwicklung digitaler Geschäftsmodelle 

gezielt unterstützen möchte. Der Bundesrat hält es für wesentlich, dass darauf 

geachtet wird, dass bereits bestehende und erfolgreiche Initiativen der Länder 

einen offenen und diskriminierungsfreien Zugang zu den damit verbundenen 

Fördermitteln erhalten.

2. Er bittet darauf hinzuwirken, dass die Kommission bei den geplanten Maßnah-

men, Initiativen und Projekten im Rahmen der KMU-Strategie stets darauf ach-

tet, dass keine weiteren bürokratischen Belastungen und Kosten für die mittel-

ständischen Unternehmen in Europa entstehen. Insbesondere sind weitere statis-

tische Dokumentationspflichten zu vermeiden und alle Möglichkeiten zu einer 

Digitalisierung von Antragsverfahren im Rahmen europäischer Förderpro-

gramme effektiv zu nutzen. 
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3. Daher wird angeregt, mit konkreten Maßnahmen für ein konsequentes Scree-

ning von europäischen Rechtsvorschriften und europarechtlich bestimmten 

Verwaltungsverfahren auf eine grundsätzliche bürokratische Entlastung von 

mittelständischen Unternehmen hinzuwirken. Die Fortschritte sollten im Rah-

men des jährlichen Berichts des hochrangigen KMU-Beauftragten der EU do-

kumentiert werden.

4. Der Bundesrat bittet insbesondere in diesem Zusammenhang darum, dass die 

Kommission bei der Umsetzung und Ausgestaltung von Regelungen zur Han-

dels- und Außenwirtschaftspolitik die bürokratische Belastung von mittelständi-

schen Unternehmen gering hält und sukzessive abbaut.


